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A Tätigkeitsberichte
Rapports d'activité
Rapport! d'attività

A 1 Wettbewerbskommission
Commission de la concurrence
Commissione délia concorrenza

A 1 1. Jahresbericht 1997

1.1 Einleitung

Das neue Bundesgesetz über Kartelle und andere Wettbewerbsbe-
schränkungen vom 6. Oktober 1995 (KG) ist am 1. Juli 1996 in Kraft
getreten. Die Ereignisse der neuen Rechtsanwendung gilt es über-
sichtlich und transparent darzustellen, damit in der Praxis rasch eine
präventive Wirkung erzielt werden kann. Die Wettbewerbskommissi-
on hat sich deshalb entschlossen, die Verfügungen und Entscheide
aller Wettbewerbsbehörden möglichst umfassend im neugeschaffe-
nen Publikationsorgan «Recht und Politik des Wettbewerbs» (RPW) zu
publizieren. Die neue Publikation ersetzt die «Veröffentlichungen der
Schweizerischen Kartellkommission und des Preisüberwachers»
(VKKP).

1.2 Organisation der Wettbewerbsbehörden

1.2.1 Die Wettbewerbskommission

Sie hat im ersten Jahr ihrer Tätigkeit zweimal pro Monat getagt und
damit ihren Arbeitsrhythmus gefunden. In den drei Kammern
(Produktemärkte, Dienstleistungsmärkte und Infrastrukturmärkte)
wurden die Geschäfte für die Plenarsitzungen vorbereitet. Gemäss
Kartellgesetz kann die Kommission ihre Kompetenzen weitgehend an
die Kammern delegieren (Art. 19 Abs. 1 2. Satz KG). In der Startphase
wurden jedoch sämtliche Verfügungen und Entscheide im Plenum
getroffen, um eine einheitliche und kohärente Praxis sicherstellen zu
können (Art. 26 Geschäftsreglement der Wettbewerbskommission
vom 30. September 1996, Wettbewerbskommission.R). Ab Januar
1998 werden die Kompetenzen jedoch sukzessive an die Kammern
übertragen (Art. 26 Wettbewerbskommission.R). Auf Antrag von
mindestens drei Kommissionsmitgliedern oder der zuständigen Kam-
mer sind die Geschäfte weiterhin im Plenum zu entscheiden (Art. 4
Abs. 4 Wettbewerbskommission.R).

Die Zahl der Fälle wird mit Sicherheit zunehmen. Durch die Verlage-
rung der Kompetenzen an die drei Kammern sowie durch die zuneh-
mende Praxis und Erfahrung sollten die Verfahren jedoch eher kürzer
werden.
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Dem Präsidium kommt bei der Behandlung von Kommissionsgeschäf-
ten sowie bei der Zusammenarbeit mit dem Sekretariat eine zentrale
Rolle zu. Es ist deshalb zu bedauern, dass die Rekurskommission dem
Präsidium die Kompetenz zum Erlass von vorsorglichen Massnahmen -
mit Ausnahme von äusserst dringlichen Fällen - abgesprochen hat.
Durch diesen Entscheid, der vom Bundesgericht bestätigt wurde, ist
grundsätzlich die Plenarkommission für den Erlass von vorsorglichen
Massnahmen zuständig. Das Verfahren wird damit schwerfällig und
ist gerade für vorsorgliche Massnahmen, die rasch entschieden wer-
den sollten, wenig geeignet. Es drängt sich - in diesem Punkt - mögli-
cherweise eine weitere Teilrevision des Gesetzes auf.

1.2.2 Das Sekretariat

Der Personalbestand konnte - wie vorgesehen - massiv erhöht wer-
den. Diese Massnahme war notwendig, um die mit der Inkraftsetzung
des neuen Gesetzes anfallenden zusätzlichen Arbeiten bewältigen zu
können.

Das neue Gesetz weist dem Sekretariat umfassendere Aufgaben bei
der Erledigung von Vorabklärungen (die neu in die alleinige Kompe-
tenz des Sekretariats fallen) sowie bei der Vorbereitung und Instruk-
tion von Untersuchungen (die der Kommission zum Entscheid vorge-
legt werden) zu.

1.2.3 Die Zusammenarbeit mit Zivilgerichten

Art. 15 KG verpflichtet die Richter dazu, Dossiers in zivilrechtlichen
Verfahren der Wettbewerbskommission zu unterbreiten, sobald die
Zulässigkeit einer Wettbewerbsbeschränkung in Frage steht. Um die
Bedeutung dieser Regelung klarzustellen und die Kompetenzen in
diesem Verfahren zu regeln, hat die Wettbewerbskommission mit
Vertretern des Bundesgerichts und der kantonalen Gerichte ein Ge-
spräch geführt. Die Schlussfolgerungen aus diesem Gedankenaus-
tausch wurden in einem informellen Papier festgehalten (s. infra
S. 593 ff.).

1.2.4 Die Zusammenarbeit mit dem Preisüberwacher

Der Preisüberwacher nimmt mit beratender Stimme an den Sitzungen
der Wettbewerbskommission teil. Sein Stellvertreter trifft sich monat-
lich mit dem Direktor des Sekretariats zu einem Koordinationsge-
spräch. Die Zusammenarbeit zwischen den beiden Behörden funktio-
niert ausgezeichnet.

1.3 Die Anwendung des Gesetzes

Auch wenn ein endgültiges Urteil über die Wirkungen des neuen Ge-
setzes noch verfrüht ist, können doch bereits einige Schlüsse aus sei-
ner bisherigen Anwendung gezogen werden. Den Kompetenzen der
Kommission entsprechend, gingen die Interventionen in folgende vier
Hauptrichtungen:
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1.3.1 Unzulässige Wettbewerbsabreden

Die Kommission konnte sich gemäss den Übergangsbestimmungen
des Kartellgesetzes (Art. 62 Abs. 2 KG) während einer Übergangsfrist
von sechs Monaten nicht mit Wettbewerbsabreden befassen. Faktisch
bewirkte dies eine Inkraftsetzung des Gesetzes für Abreden auf den
1. Januar 1997. Der Zeitbedarf für das ganze Untersuchungsverfahren
hat dazu geführt, dass in diesem Jahr erst wenige Entscheide gefällt
werden konnten. Aufgrund von Art. 5 KG wurden acht Untersuchun-
gen eröffnet und fünf abgeschlossen.

Dazu folgende zwei Bemerkungen: Die Kommission hat die Untersu-
chung «Sammelrevers Musiknoten» abgeschlossen, die weniger we-
gen ihrer volkswirtschaftlichen Bedeutung, sondern mehr wegen ihrer
wettbewerbsrechtlichen Problemstellung bedeutsam ist. Sie hat dabei
festgestellt, dass die Bündelung von Verträgen zwischen Verlegern
und Händlern den horizontalen Wettbewerb einschränkt, und dass
diese Einschränkung, weil sie den Preis betrifft, unter den Vermu-
tungstatbestand von Art. 5 Abs. 3 KG fällt. Diese Vermutung wurde
von den Beteiligten nicht umgestossen. Die Verfügungsadressaten
haben den Entscheid an den Bundesrat weitergezogen, um eine aus-
nahmsweise Zulassung aus überwiegend öffentlichen Interessen zu
erwirken.

Die Kommission und ihr Sekretariat haben bei mehreren Berufsver-
bänden interveniert, um eine Änderung der aktuellen Wettbe-
werbsstrukturen zu erwirken. Mit dem neuen Gesetz wurde bereits
eine spürbare Sensibilisierung der angesprochenen Kreise für Wett-
bewerbsfragen erreicht. Wichtige Reformen wurden bereits eingelei-
tet, andere sind noch in Diskussion. Gespräche wurden mit den An-
wälten, den Ärzten, den Apothekern und der gesamten Medikamen-
tenverteilbranche, den Notaren und dem SIA geführt. Bei den Sport-
verbänden hat die Kommission eine erste Bekanntmachung (Art. 6
KG) über Homologisierung und Sponsoring im Bereich Sportartikel
erlassen.

1.3.2 Der Kampf gegen den Missbrauch von marktmächtigen
Stellungen

Die jüngsten Entwicklungen in der Schweiz und im Ausland haben
dazu geführt, dass weniger die Absprachen als die marktbeherr-
schenden Stellungen zu wettbewerblichen Problemen führen. Die
Kommission sah sich veranlasst, mehrere Untersuchungen zu eröff-
nen, die teilweise noch hängig sind.

Im Zentrum stehen hier die Untersuchungen gegen PTT Telecom
(heute Swisscom): Der Übergang von einem reglementierten System
in ein offenes ist aus wettbewerblicher Sicht immer heikel, da die Ver-
suchung für die (ehemalige) Monopolunternehmung gross ist, in der
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Übergangsphase von ihrer Vormachtsstellung zu profitieren, um ihre
Position auf dem sich neu formierenden Markt zu festigen.

1.3.3 Die Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüssen

Die Zusammenschlusskontrolle ist die auffallendste Neuerung im Kar-
tellrecht. Es ist aber heute noch zu früh, ein Urteil über deren Effek-
tivität zu bilden.

Wurde 1996 bloss ein Unternehmenszusammenschluss gemeldet, so
waren es 1997 bereits 23. In vier Fällen eröffnete die Kommission das
Prüfungsverfahren. Somit wurde in ca. 18% der gemeldeten Fälle eine
Prüfung durchgeführt. Dieser Schnitt ist ca. dreimal so hoch wie jener
in der EU.

Materiell gab insbesondere die Nichteinleitung des Prüfungsverfah-
rens im Fall Migros/Globus zu Kritik Anlass. Auch endeten die Prüfun-
gen immer mit Zulassungen ohne Bedingungen und Auflagen. Hierzu
ist festzuhalten, dass erstens die Schwellen, ab welchen eine Zulas-
sung mit Bedingungen und Auflagen oder gar eine Untersagung
möglich ist, vom Gesetzgeber bewusst höher als z.B. in der EU ange-
setzt wurde. Zweitens ist Grosse an und für sich nichts Verwerfliches,
sie darf aber nicht zur Beseitigung des Wettbewerbs führen. Migros
ist zwar gross; Coop, Denner, die Nordmann-Mauss-Läden, Volg, die
Primo- und Vis-a-vis-Ketten sind aber zweifellos sehr ernstzunehmen-
de Wettbewerber. Es zeigten sich deshalb keine Anhaltspunkte für
die Begründung oder Verstärkung einer marktbeherrschenden Stel-
lung.

Bei den Prüfungen hat sich die Wettbewerbskommission im Fall Gas-
ser/Tschudi vor dem Schlussentschefd mit den Parteien auf die not-
wendigen Bedingungen zur Zulassung des Zusammenschlusses geei-
nigt. Im Fall Siemens/Elektrowatt vereinbarten die Parteien mit der
EU-Kommission, dass der Bereich Payphones (Landis & Gyr Communi-
cations) abgestossen würde. Diese Zusage hat für die Wettbewerbs-
verhältnisse in der Schweiz wenig Einfluss, da Siemens in diesem Be-
reich bisher nicht tätig war. Im Fall «Le Temps» stellte die Kommission
fest, dass der Wettbewerb durch den Zusammenschluss zwar beseitigt
würde, dass der Zusammenschluss aber nicht Ursache für die Beseiti-
gung des Wettbewerbs sei, da in der Romandie nur für eine derartige
Zeitung Platz ist.

Die Zusammenschlussverfahren haben einen grossen Teil der Arbeits-
kapazitäten des Sekretariates absorbiert. 1998 kann aber davon aus-
gegangen werden, dass der Arbeitsaufwand mit zunehmender Praxis
geringer ausfallen wird.
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1.3.4 Empfehlungen an Behörden

Ein wichtiger Aufgabenbereich der Kommission ist die Überprüfung
der Gesetzgebung (des Bundes, der Kantone und der Gemeinden) im
Hinblick auf deren Wettbewerbswirkung.

Die Kommission und ihr Sekretariat äusserten sich in etlichen Ver-
nehmlassungsverfahren und Ämterkonsultationen. Generell ist festzu-
stellen, dass heute in der Verwaltung und im Parlament ein besseres
Verständnis für Wettbewerbsfragen vorhanden ist, auch wenn pro-
tektionistische Reflexe nach wie vor tief verankert sind.

Eine wichtige Empfehlung betraf den Markt für Telekommunikation
und die Beteiligung der Swisscom an der Cablecom. Die Kommission
ist der Ansicht, dass die Liberalisierung, insbesondere die Pflicht zur
Interkonnektion, nicht genügt, um ab 1998 wirksamen Wettbewerb
in den Telekommunikationsmärkten herzustellen. Nur eine organisa-
torische Trennung der Telefonnetze und der Kabelnetze ist geeignet,
die faktische Monopolstellung der Swisscom in diesen Märkten an-
greifbar zu machen. Der Bundesrat hat entschieden, der Empfehlung
nicht zu folgen.

Mit der Übertragung der Umsetzung des Bundesgesetzes über den
Binnenmarkt vom 6. Oktober 1995 (BGBM) wurden die Kompetenzen
der Kommission erweitert. Insbesondere aufgrund der Bestimmung
über die öffentlichen Beschaffungen hat die Kommission und ihr Se-
kretariat in mehreren laufenden Gesetzgebungsverfahren Stellung-
nahmen abgegeben. Zu erwähnen ist in diesem Zusammenhang, dass
die Kommission die Konferenz der kantonalen Bau- und Planungsdi-
rektoren kontaktiert hat, um auf die Verankerung von wettbewerbs-
konformen Bestimmungen in der interkantonalen Vereinbarung über
das öffentliche Beschaffungswesen und in den kantonalen Submissi-
onsgesetzen und -Verordnungen hinzuwirken. Um die laufenden Ver-
fahren nicht zu stören, hat die Kommission jedoch weitgehend auf
die Abgabe von Empfehlungen verzichtet.

1.4 Tätigkeiten des Sekretariats

1.4.1 Allgemeines

In den Marktdiensten standen vorläufige Prüfungen und Prüfungen
von Unternehmenszusammenschlüssen im Vordergrund der Tätigkeit.
Da diese Dienste ihren Personal-Sollbestand erst gegen Ende Jahr er-
reichten, konnten nicht alle Pendenzen, vor allem im Bereich Abspra-
chen und Verhaltensweisen von marktbeherrschenden Unternehmen,
nach Plan erledigt werden.

Der Dienst «Allgemeine Wettbewerbsfragen und Koordination» un-
terstützte die Marktdienste, indem er deren Berichtsentwürfe auf
einheitliche Rechtsanwendung überprüfte, Grundsatzfragen zu den
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Bestimmungen des KG bearbeitete und zwei Ausbildungsprogramme
für neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter durchführte.

1.4.2 Dienst «Produktemärkte»

a) Unternehmenszusammenschlüsse: Als besonders anspruchsvoll
und arbeitsintensiv erwiesen sich die vorläufigen Prüfungen der
Zusammenschlüsse von Migros und Globus, von Siemens und
Elektrowatt sowie von Röche und Corange (Boehringer Mann-
heim und De Puy). In diesen wie in fünf weiteren Zusammen-
schlüssen, die vom Dienst «Produktemarkte» bearbeitet wur-
den, fanden sich jedoch keine Anhaltspunkte für die Schaffung
oder Verstärkung einer marktbeherrschenden Stellung. Im Fall
Siemens / Elektrowatt konnte dieser Schluss erst nach eingehen-
der Prüfung gezogen werden, während bei den anderen Zu-
sammenschlüssen die Voraussetzung zur Einleitung dieser Prü-
fung nicht gegeben waren. Bei der Bildung eines Gemein-
schaftsunternehmens von Rhône Poulenc und Merck erfolgte
möglicherweise eine verspätete Meldung, weshalb ein Sankti-
onsverfahren in die Wege geleitet werden musste.

b) Landwirtschaft: Die Untersuchung gegen Migros und Coop we-
gen Abreden betreffend Auflagen an die Zulieferanten zur art-
gerechten Fütterung sowie Auflagen an Unternehmen der
Schlachtabfall-Entsorgung wurde durch die Wettbewerbskom-
mission ohne Folgen eingestellt, nachdem Migros und Coop das
beanstandete Verhalten aufgegeben hatten.

Die Untersuchung gegen den Schweizerischen Verband für
Künstliche Besamung (SVKB) hat sich demgegenüber verzögert.
Sie erweist sich als überaus komplex, da die marktbeherrschen-
de Stellung des SVKB auf die Zeit vor der Liberalisierung der
künstlichen Besamung zurückzuführen ist und sein Verhalten
von den anerkannten Zuchtverbänden, die im Bereich der
Rindviehzucht zugleich kommerzielle und hoheitsrechtliche
Aufgaben wahrnehmen, mitbestimmt wird.

c) Metall- und Maschinenindustrie: Gemäss einem Entscheid der
Wettbewerbskommission vom 20. Januar 1997 werden Auto-
mobil-Händlerverträge als wettbewerbsrechtlich unbedenklich
betrachtet, sofern sie mit den «Rahmenbedingungen für die Ge-
staltung der Händlerverträge im Automobilhandel», welche die
Kartellkommission Anfang 1996 erlassen hatte (vgl. VKKP
3/1996), oder mit der entsprechenden Gruppenfreistellungsver-
ordnung der EU (GVO Nr. 1475/95) übereinstimmen. Im Verlauf
des Jahres 1997 hat der Dienst «Produktemärkte» die Muster-
Händlerverträge praktisch sämtlicher Marken auf dem schwei-
zerischen Markt geprüft und als mit diesen Kriterien überein-
stimmend befunden. Die Händler wurden gegen Ende Jahr dazu
aufgerufen, Abweichungen von den Musterverträgen beim Se-
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kretariat der Wettbewerbskommission anzuzeigen. Zur Zeit
werden aufgrund entsprechender Eingaben von Händlern
Nachprüfungen vorgenommen. Gegen Hersteller/Importeure,
die den «Rahmenbedingungen» oder der GVO zuwiderhandeln,
könnten direkt Untersuchungen eingeleitet werden.

d) Bauwirtschaft: Eine Vorabklärung über die Verwendung von
Kalkulationshilfen im Bodenleger-Gewerbe konnte ohne Folgen
abgeschlossen werden. Eine eingehende Nachkontrolle der
Wettbewerbsverhältnisse auf dem Zementmarkt und auf den
Märkten für Sand und Kies musste dagegen auf das kommende
Jahr verschoben werden.

e) Konsumgüter: Ausgehend von Vorarbeiten der Kartellkommis-
sion und des Sekretariats der Wettbewerbskommission wurde
eine Untersuchung über die Nachfragemacht im Detailhandel
eingeleitet. Dabei wird geprüft, ob Abreden über die Beschaf-
fung zwischen Unternehmen/Unternehmensgruppen des De-
tailhandels bestehen und ob diese mit Art. 5 KG vereinbar sind.

Wettbewerbliche Probleme ergeben sich im Bereich der Sport-
artikel, indem bei vielen Verbänden ein Zusammenhang zwi-
schen der Homologation von Sportgeräten und dem Sponsoring
durch Sportgerätelieferanten besteht. Der Dienst «Produkte-
märkte» hat zuhanden der Wettbewerbskommission eine all-
gemeine Bekanntmachung zu dieser Problematik vorbereitet, in
der unter anderem die Regel aufgestellt wird, dass Homologati-
on und Sponsoring getrennt werden müssen.

Eine Vorabklärung betreffend Imkereibedarf und eine solche
betreffend den selektiven Vertrieb von Yamaha-Musikinstru-
menten konnten im Berichtsjahr ohne weitere Folgen abge-
schlossen werden. Dagegen wurde gegen Minolta eine Untersu-
chung wegen Nicht-Belieferung von Reparaturbetrieben mit
Original-Ersatzteilen eröffnet.

f) Investitionsgüter: Im Investitionsgüterbereich wurden unter
anderem Vorabklärungen im Bereich Wartung von Heizsyste-
men sowie im Bereich reine Gase und Mischgase abgeschlossen
und in Untersuchungen überführt. Eine weitere Vorabklärung
gegen die Interessengemeinschaft der Wellpappenhersteller
konnte ohne Folgen geschlossen werden.

g) Verschiedenes: Im Dienst «Produktemärkte» wird eine weitere
allgemeine Bekanntmachung über die Zulässigkeit von Abreden
über den Gebrauch von Kalkulationshilfen vorbereitet.

1.4.3 Dienst «Dienstleistungen»

a) Gesundheitswesen: Das schweizerische Gesundheitswesen steht
in einem ausgeprägten Wandel. Das neue Krankenversiche-
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rungsgesetz (KVG) setzt auf Wettbewerb unter Leistungserbrin-
gern und unter Versicherungsunternehmen. Unter dem Druck
hoher Kosten und steigender Versicherungsprämien werden
neue Versicherungsprodukte entwickelt, die auch das Verhältnis
zwischen Versicherungen und Leistungserbringern beeinflussen.
Das Bestreben, das Prämienwachstum zu begrenzen, schlägt sich
denn auch in vielen Märkten in Form einer Selektionierung der
Leistungserbringer und damit in einem Abbau überhöhter Ka-
pazitäten nieder. Entsprechend verändern sich die Kräftever-
hältnisse auf den Gesundheitsmärkten, was beispielsweise eine
Aufweichung der kartellistischen Ordnung von Leistungserbrin-
gern bewirkt.

Dieser Veränderungsprozess zeigt sich denn auch in der hohen
Zahl von Fällen in diesem Bereich. Im Arzneimittelmarkt bildet
die privatrechtliche Ordnung Gegenstand einer kartellrechtli-
chen Beurteilung. In diesem Zusammenhang wird auch das neue
Abgeltungsmodell für Leistungen der Apotheker geprüft. Fer-
ner war das Sekretariat im Bereich der Heilmittelgesetzgebung
und insbesondere in der Frage der Parallelimporte von Arznei-
mitteln und medizinischen Geräten aktiv. Behandelt werden
weiter Abreden über die Honorare für die privatarztliche Tätig-
keit (einseitige Verbandstarife der bernischen Ärztegesell-
schaft). Darüberhinaus befasste sich das Sekretariat mit neuen
Hausarztmodellen. Auf Seiten der Ärzteschaft stossen diese et-
wa im Falle Swica gegen Ärztegesellschaft des Kantons Zürich
auf starken Widerstand, da sich diese einer Selektionierung
durch die Versicherten entgegenstellt. In diversen zivil- und
verwaltungsrechtlichen Verfahren steht andererseits das Verhal-
ten der Versicherer bei der stationären halbprivaten Versorgung
zur Beurteilung (Berner Privatspitäler gegen Visana und CSS,
Genfer Privatspitäler gegen COSAMA). Versicherungsprodukte
mit eingeschränkter Spitalwahlfreiheit bzw. die Erstellung von
Spitälerlisten werden von den (Privat-) Spitälern als missbräuch-
liche Ausübung von marktbeherrschenden Stellungen oder als
unzulässige Wettbewerbsabreden qualifiziert.

Das Ziel der Tätigkeit besteht vor allem darin, sicherzustellen,
dass der Wandel in den Gesundheitsmärkten und damit die er-
starkende Funktion des Wettbewerbs nicht in Frage gestellt
wird.

b) Banken / Versicherungen: Im Zentrum der Aktivitäten haben
eine Vielzahl von Unternehmenszusammenschlüssen gestanden
(insbesondere GECC/Aufina, Bank in Langnau/Valiant, CS/Win-
terthur). In den bis zum Berichtszeitpunkt abgeschlossenen Vor-
prüfungen erwiesen sich die Voraussetzungen für eine vertiefte
Prüfung als nicht erfüllt. Wesentlich waren ferner diverse Stel-
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lungnahmen zu Gesetzgebungsprojekten des Bundes (Banken-
gesetz, insbesondere Status der Kantonalbanken, Börsengesetz-
gebung, Ausführungsverordnungen). In diesem Bereich zielte
die Aktivität des Sekretariates vor allem darauf, Wettbewerbs-
verzerrungen zwischen Geschäfts- und Kantonalbanken zu be-
seitigen. In drei erst teilweise abgeschlossenen Fällen hat sich
das Sekretariat mit Marktstellung und -verhalten von Kreditkar-
tenunternehmen befasst.

c) Freie Berufe / Werbung / Beratung: Die Tätigkeit der freien Be-
rufe ist einerseits durch verbandliche, andererseits oft auch
durch staatlich gesetzte Wettbewerbsbeschränkungen geprägt.
Gegenstand zahlreicher Vorabklärungen in den verschiedensten
Berufsrichtungen bildeten im Berichtsjahr v.a. privatrechtliche
Regelungen betreffend Honorare und Werbung. Dies betrifft
beispielsweise Anwälte, Notare, Patentanwälte, Ärzteschaft,
Treuhänder, Immobilientreuhänder, Übersetzer. Ziel dieser Tä-
tigkeit ist es, harte Kartelle (Preisabreden) aufzuspüren und die-
se, soweit sie noch existieren, aufzuheben. Die staatlichen Re-
striktionen im Bereich der freien Berufe werden demgegenüber
1998 aufgegriffen. Im Bereich der Werbung hat die Aussenwer-
bung viel Aufmerksamkeit beansprucht. Zur Diskussion stehen
hier einerseits die Vergabepraxis von Kantonen und Gemein-
den, andererseits die Marktstellung des in der Aussenwerbung
bisher wichtigsten Unternehmens sowie dessen Verhältnis zu
den Gemeinden (Fälle J. C. Decaux, APG/Gemeinden). Im Bera-
tungsgeschäft war die Tätigkeit vor allem durch zwei gewichti-
ge Unternehmenszusammenschlüsse geprägt, die im Berichts-
jahr noch nicht abgeschlossen werden konnten (STG Coopers &
Lybrand/Revisuisse Price Waterhouse, Atag Ernst & Young/
KPMG).

d) New Public Management: Im Anschluss an eine Vorabklärung
über die Schweizerische Meteorologische Anstalt (SMA) befasste
sich das Sekretariat mit einem Gesetzgebungsprojekt, das die
Stellung der SMA im Wettbewerb betrifft (Bundesgesetz für
Meteorologie und Klimatologie). Hier ist es gelungen, die not-
wendigen Korrekturen im Ämterkonsultationsverfahren einzu-
bringen. Weitere Geschäfte betrafen die Akkreditierung von
Ämtern als Zertifizierungsstellen (Gruppe für Rüstungsdienste,
BIGA), das Verhältnis eines Zertifizierungsunternehmens mit ei-
nem Konkurrenten, in welchem die Verwaltung einen gewissen
Einfluss hat (Fall SGS gegen SQS), sowie schliesslich das Verhält-
nis des Bundesamtes für Landestopographie mit privaten Kar-
tenunternehmen (Kümmerli und Frey gegen Landestopogra-
phie). Ziel der Tätigkeit im Bereiche der unternehmerischen Tä-
tigkeit von Verwaltungsstellen ist es, Wettbewerbsverzerrungen
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zwischen diesen und den privaten Unternehmen minimal zu
halten oder zu eliminieren.

e) Persönliche, gewerbliche und Reparaturdienstleistungen: An-
hand diverser Fälle aus diesem Bereich konnten interessante
Grundsatzfragen bearbeitet werden, namentlich die Anforde-
rungen an Vereinbarungen, die Gebiets- und Preisabreden im
Sinne des Kartellgesetzes sind. Solche Vereinbarungen bezwek-
ken oder bewirken mitunter keine Wettbewerbsbeschränkung;
im Gegenteil kann der Wettbewerb durch den gemeinsamen
Auftritt von regional tätigen, gewerblichen Unternehmen ver-
stärkt werden (Fall Auto Assistance Schweiz). Andere Fälle be-
trafen das Verhältnis zwischen dem im öffentlichen Interesse
handelnden Staat und den von ihm beauftragten Unternehmen
sowie dessen Auswirkungen auf Drittunternehmen (TCS/Kan-
tone). In vielen dieser Fälle ging es nicht zuletzt um die Abgren-
zung von unternehmerischer und hoheitlicher Tätigkeit sowie
verschiedentlich um Fragen der Anwendbarkeit des Binnen-
marktgesetzes (kantonale Regelungen über das Kaminfegerge-
werbe).

1.4.4 Dienst «Infrastruktur»

a) Telekommunikation: Im Zentrum standen die Arbeiten im Zu-
sammenhang mit dem Erlass der neuen Fernmeldegesetzge-
bung. Das Sekretariat und die Kommission nahmen in den Ver-
nehmlassungen und verwaltungsinternen Konsultationen aus-
führlich Stellung zu den Entwürfen zum FMG und den diesbe-
züglichen Ausführungsverordnungen. Aus wettbewerbspoliti-
scher Sicht waren die Bestimmungen über die Interkonnektion,
die Preisregulierung bei der Grundversorgung, die Nummern-
portabilität und die freie Wahl des Diensteanbieters von gröss-
ter Bedeutung. Sowohl in diesen Fragen als auch im Bereich der
Mobiltelefonie (Vergabe von zusätzlichen Konzessionen im Jahr
1998) wurde ein reger Informationsaustausch mit dem BAKOM
gepflegt.

Im Zusammenhang mit der Empfehlung der Wettbewerbs-
konnmission an den Bundesrat betreffend die Beteiligung der
Swisscom an der Cablecom hat das Sekretariat ausführliche
Stellungnahmen im Rahmen der Vorbereitung des bundesrätli-
chen Entscheids abgegeben.

Schliesslich hat das Sekretariat in zwei Vorabklärungen
(Telecom PTT - Telefonbuchdaten und Telecom PTT - Flexnet)
keine Anhaltspunkte unzulässiger Verhaltensweisen der Swiss-
com festgestellt. Das Verhalten anderer Unternehmen auf den
Telekommunikationsmärkten wurde ebenfalls überprüft, ohne
dass aber Missbräuche festzustellen waren.



RPW/DPC 1997/4 421

b) Post: Das Verhalten der Post PTT auf Märkten, welche dem Mo-
nopolbereich nachgelagert sind, gab zu zwei Vorabklärungen
Anlass. Im Zusammenhang mit der exklusiven Belieferung einer
Tochtergesellschaft der Post mit personenbezogenen Daten
zum Zweck der Adressaktualisierung stellte das Sekretariat fest,
dass eine Verfälschung des Marktes möglich sei. Weil die exklu-
sive Belieferung auf einer Verordnungsbestimmung beruht und
diese Bestimmung nach der Revision des Postgesetzes entfallen
wird, muss die Post PTT die Daten über Adressmutationen künf-
tig allen Abnehmern zu gleichen Bedingungen anbieten. Im Be-
reich der Postsendungen ohne Adresse wurde eine marktbe-
herrschende Stellung der Post PTT verneint, so dass sich die Fra-
ge eines allfälligen Missbrauchs dieser Stellung nicht stellte.

c) Energie: Im Vordergrund standen die Arbeiten im Zusammen-
hang mit dem Erlass eines Elektrizitätsmarktgesetzes. Das Sekre-
tariat war in Kontakt mit dem zuständigen Bundesamt für
Energiewirtschaft, Vertretern ausländischer Energiebehörden
und verschiedenen schweizerischen Interessenvereinigungen
(VSE, Energiestiftung Schweiz, etc.). Hauptanliegen des Sekre-
tariats ist eine möglichst rasche und vollständige Marktöffnung
für alle Bezüger von elektrischer Energie sowie eine effiziente
Regulierung des Zugangs zu den Netzen.

Daneben hat sich das Sekretariat in drei Vorabklärungen mit
regionalen und kommunalen Gasversorgungen befasst. In kei-
nem der drei Verfahren konnten Anhaltspunkte für unzulässige
Wettbewerbsbeschränkungen festgestellt werden. Nicht von
der Hand zu weisen ist indessen die Möglichkeit von Wettbe-
werbsverzerrungen, wenn die Gemeinden in einer Doppelfunk-
tion als Bewilligungsbehörde für Um- und Neubauten bzw. für
Heizungsanlagen und gleichzeitig als Betreiberin einer eigenen
Gasversorgung stehen. Konkrete Wettbewerbsverzerrungen
könnten nach Meinung des Sekretariats nur mit der Trennung
der beiden Funktionen wirksam beseitigt werden.

d) Medien: In diesem Bereich nahmen die Arbeiten im Rahmen der
Prüfung der Unternehmenszusammenschlüsse Gasser/Tschudi
Druck und Le Temps relativ viel Zeit in Anspruch. Als problema-
tisch erwies sich in beiden Fällen insbesondere die Abgrenzung
der relevanten Märkte, weil die in der Presse bzw. den Tageszei-
tungen vermittelten Informationen heterogener Natur sind und
zusätzliche Parameler wie die Erscheinungsweise, das Zielpubli-
kum, etc. zu berücksichtigen sind.

Daneben hat sich das Sekretariat mit Beschwerden aus den Be-
reichen Kioske und Anzeigenvermittlung beschäftigt. Das Sekre-
tariat wurde schliesslich vom BAKOM zu Konzessionsgesuchen
im Bereich Radio/Fernsehen konsultiert.
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e) Umwelt/Entsorgung: In diversen Stellungnahmen zu Entwürfen
von Ausführungsverordnungen zum Umweltschutzgesetz
(Getränkeverpackungen, Elektroschrott, Batterien) und auch
Vorabklärungen (Swico-Recycling) nahm das Sekretariat Stel-
lung zur Frage der wettbewerbsgerechten Entsorgung von Alt-
stoffen. Es musste immer wieder darauf hingewiesen werden,
dass in der Regel wettbewerbskonformere Lösungen als die Ein-
führung einer einheitlichen und branchenweit vorgezogenen
Entsorgungsgebühr bestehen. Eine solche sollte nur im Aus-
nahmefall realisiert werden, da sie die Auswahlfreiheit der
Nachfrager nach Entsorgungsleistungen in bezug auf die Fi-
nanzierung der Entsorgung beschränkt. In der Regel genügt es,
die Entsorgungspflichtigen zu bezeichnen und die anschlies-
sende Entsorgung dem Markt zu überlassen.

f) Verkehr: Zu verschiedenen Deregulierungsvorhaben (Schienen-
verkehr, Luftverkehr) nahm das Sekretariat ausführlich Stellung.
Insbesondere im Luftverkehr plädierte es für eine möglichst
kurze Beibehaltung des Monopols der Swissair aufgrund bereits
erteilter Konzessionen. Eine Vorabklärung über die Wettbe-
werbsverhältnisse bei der Schiffahrt auf dem Vierwaldstättersee
ergab, dass gesetzliche Bestimmungen und nicht das Verhalten
der konzessionierten Schiffahrtsgesellschaft Ursache der bean-
standeten Wettbewerbsverzerrungen sind.

1.4.5 Dienst «Allgemeine Wettbewenrbsfragen und Koordination»

a) Koordination: Durch seine Koordinationsarbeit stellt der Dienst
«Allgemeine Wettbewerbsfragen und Koordination» eine ein-
heitliche Rechtspraxis sicher. Er ist zu einem grossen Teil durch
diese Tätigkeit ausgelastet, da ihm alle Schriftstücke im Entwurf
vorgelegt werden, welche die Kommission und/oder das Sekre-
tariat gegenüber Dritten in irgendeiner Form verpflichten kön-
nen. So kommentiert er insbesondere alle Berichtsentwürfe, die
anlässlich von Vorabklärungen, Untersuchungen, Vorprüfungen
und Prüfungen erstellt werden und überprüft diese Schriftstük-
ke auf korrekte Rechtsanwendung, richtige materielle Beurtei-
lungen und auch in formeller Hinsicht.

b) Juristische und ökonomische Grundsatzfragen: Der Dienst hat
Leitfäden zur Abgrenzung des relevanten Marktes, zur Analyse
der potentiellen Konkurrenz, aber auch zur Problematik der
vorsorglichen Massnahmen in Kartellverwaltungsverfahren und
zur Beurteilung von vertikalen Wettbewerbsbeschränkungen in
Verbindung mit horizontalen Kartellabsprachen entworfen.
Zurzeit ist ebenfalls eine Studie zum Thema «Parallelimporte
und Immaterialgüterrecht» in Arbeit.

Um die Verfahrensabläufe und den Aufbau der Berichte zu
vereinheitlichen, hat der Dienst Checklisten ausgearbeitet, wel-
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ehe die einzelnen Verfahrensschritte beschreiben, und Doku-
mentvorlagen geschaffen, welche die Struktur der Berichte vor-
geben. Ferner entwarf der Dienst eine Verordnung über die
Gebühren in kartellgesetzlichen Verfahren.

c) Binnenmarktgesetz (BGBM): Die Arbeiten im Zusammenhang
mit der Umsetzung des Binnenmarktgesetzes konzentrieren sich
zurzeit beim Dienst «Allgemeine Wettbewerbsfragen und Ko-
ordination». Insbesondere das Verhältnis der Bestimmungen
über die öffentlichen Beschaffungen zu den entsprechenden
Bundes- und kantonalen, zum Teil auch kommunalen Erlassen
galt und gilt es zu prüfen. Der Dienst arbeitete in diesem Zu-
sammenhang eine Empfehlung der Kommission an die Kantone
BL und BS sowie Erläuterungen zu den Submissiongesetzesent-
würfen der Kantone BL, BS, JU, LU und Tl aus. In verschiedenen
Schreiben wurde zudem Stellung zu Einzelfragen des öffentli-
chen Beschaffungswesens zuhanden von Kantonen und Ge-
meinden genommen. Zur Problematik der Geltung von Vor-
schriften über Arbeitsbedingungen verfasste der Dienst einen
Bericht, welcher der Wettbewerbskommission zur Meinungsbil-
dung dienen wird. Neben dem öffentlichen Beschaffungswesen
nahm der Dienst auch Stellung zu Fragen der gesamtschweizeri-
schen Geltung von kantonalen Fähigkeitsausweisen (im Kt. AG
betraf dies Anwaltspatente, im Kt. BL Wirtepatente) sowie zur
Anwendung und Wirkung des BGBM im allgemeinen (Kt. SG).

d) Ausbildung: Der Dienst zeichnet verantwortlich für die Ausbil-
dung des Sekretariatspersonals. Begleitend zum «learning-on-
the-job» wurde zweimal ein Ausbildungskurs für neueintreten-
de Sekretariatsmitarbeiter und -mitarbeiterinnen durchgeführt,
in welchem die Grundlagen und die Anwendung de Kartell- und
Binnenmarktgesetzen erläutert und diskutiert wurden. In einem
kürzeren, gerafften Lehrgang wurden auch Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter, welche mit administrativen Aufgaben betraut
sind, mit den Erlassen vertraut gemacht, die das Sekretariat zu
vollziehen hat.

e) Anderes: Bis Mitte Jahr war der Dienst «Allgemeine Wettbe-
werbsfragen und Koordination» federführend mit der Vorprü-
fung und Prüfung von Unternehmenszusammenschlüssen und
hat diese Tätigkeit im zweiten Halbjahr schrittweise an die
Marktdienste abgegeben. Im Rahmen seiner Koordinationstä-
tigkeit kontrolliert er aber nach wie vor alle Berichtsentwürfe.

In einem Fall - Untersuchung gegen die Volkswagen-Gruppe -
obliegt dem Dienst auch die Federführung bei einer Untersu-
chung. Die Durchführung dieses Verfahrens durch den Dienst
«Allgemeine Wettbewerbsfragen und Koordination» hat sich im
konkreten Fall aufgedrängt, da die vermuteten Wettbewerbs-


